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Jahren hat der finanzielle Druck

auf die Gemeinden zugenommen,

hört man immer wieder. In Wirk-

lichkeit hat aber ein Drittel der Ge-

meidnen die Nettoverschuldung

reduzieren können. Ist es so, dass

sich die Gemeinden keine Sorgen

um ihre finanzielle Zukunft ma-

chen müssen?

Reiner Eichenberger: Nein, die

Gemeinden müssen vielmehr wei-

ter sparsam mit ihren Finanzen

umgehen. Bei einem Teil hat sich

die Verschuldung ja erhöht. Aber

auch diejenigen, die die Verschul-

dung abzubauen vermochten,

dürfen sich nicht auf ihren Lorbee-

ren ausruhen. Schliesslich hat die

sehr gute Konjunkturlage der letz-

ten Jahre hohe Steuereinnahmen

in die Gemeindekassen gespült.

Das wird so nicht weitergehen.

Aber auch aus anderen Gründen

wird es angebracht sein, die Finan-

zen im Auge zu behalten. Die Ge-

meinden stehen schliesslich unter

dem Druck, ein gutes Preis-/Leis-

tungsverhältnis zu erbringen.

Gleichzeitig steigt der Kostendruck

auf die Gemeinden. Auch der

Standortwettbewerb wird eine im-

mer wichtigere Rolle spielen. Die-

ser Wettbewerb wird sich nicht auf

die Schweiz beschränken, er wird

international sein und zum Aufbre-

chen von Strukturen wie dem Fi-

nanzausgleich führen. Städte wie

Zürich werden dabei in die Waag-

schale werfen, dass sie in Konkur-

renz zu Städten wie Barcelona

oder London stehen, sie werden

immer weniger bereit sein, für

Randregionen zu zahlen. In den

Bergregionen wird die Solidarität

ebenfalls brüchig werden. Prospe-

rierende Tourismusorte werden

kein Geld mehr für andere Ge-

meinden im gleichen Kanton aus-

geben wollen, um ihre Mittel ganz

gezielt für den Wettbewerb mit

ausländischen Tourismusorten

einsetzen zu können.

km: Mit welchen Problemen ha-

ben die Schweizer Gemeinden ak-

tuell am meisten zu kämpfen?

Eichenberger: Natürlich variieren

die Probleme von Gemeinde zu

Gemeinde. Viele haben aber Pro-

bleme, ihre Ämter zu besetzen.

Hier sollte man Kandidaturen von

aussen zulassen. Möglich wäre es

dann auch, dass jemand in meh-

reren Gemeinden im Gemeinderat

sitzt. Man kann weiter anmerken,

dass es nicht allen Gemeinden ge-

lingen wird, für ihre Dienstleistun-

gen ein gutes Preis-/Leistungsver-

hältnis zu schaffen. Auch die Fi-

nanzkontrolle in den Gemeinden

ist schwierig, teilweise fehlen dazu

die Instrumente. Unser Rezept,

um die Ausgaben in den Griff zu

bekommen, lautet ganz einfach:

eine starke Rechnungsprüfungs-

kommission ist wichtig. Allerdings

nützt es nichts, wenn die Rech-

nungsprüfungskommission nur

einmal jährlich an der Gemeinde-

versammlung zum Einsatz kommt.

Sie soll im Vorfeld schon wirken,

muss eine konstruktive Kritik an-

bringen können.

km: Ist es ein Problem, dass die

Gemeindebuchhaltungen nicht

Betriebsbuchhaltungen entspre-

chen?

Eichenberger: Es ist in der Tat so,

dass die Gemeindebuchhaltungen

nur das Negative, also die Aus-

gabe, protokollieren, jedoch nicht

das Positive, den Besitz. Ich stehe

der Vostellung, man solle aus Ge-

meindebuchhaltungen Betriebs-

buchhaltungen machen, aber ne-

gativ gegenüber. Das Problem

wäre ja dann, dass dank den Akti-

vierungen etwa von Liegenschafts-

besitz die Versuchung gross wä-

ren, mehr auszugeben, dass sich

Gemeinden überschulden wür-

den. Ausserdem ist unklar, wie die

Aktivierungen erfolgen sollten.

km: Trotzdem sind die Gemeinden

schon heute versucht, mehr aus-

zugeben, als eigentlich nötig wäre,

schlicht weil so Subventionen fällig

werden. Wie sehen Sie die Bei-

tragspolitik?

Eichenberger: Sehr negativ. Zah-

len bei einem Strassenbau der

Bund und der Kanton einen mass-

gebenden Teil der Kosten, dann

projektiert die Gemeinde, die den

kleineren Teil der Kosten überneh-

men muss, ganz anders, als wenn

sie selber alles finanzieren müsste.

Zusätzlich ist das lokale Bauge-

werbe, das bei solchen Bauvorha-

ben nach wie vor häufig zum Zug

kommt, daran interessiert, dass

das Auftragsvolumen möglichst

gross wird. Es pusht das Vorhaben

also, dadurch wird es aufgebläht.

In einem einzelnen Fall wäre das

nicht tragisch. In der Schweiz pro-

jektieren aber sehr viele Gemein-

den in einem zu grossen Umfang.

So wird Geld verschleudert! Darum

spreche ich mich für einen unge-

bundenen Finanzausgleich aus.

Bund und Kanton sollen eine Fix-

summe ausrichten und sich nicht

prozentual an den Baukosten be-

teiligen. Eine weitere Idee wäre es,

wenn sich Gemeinden für gewisse

Aufgaben spezialisieren würden.

So könnte die eine Gemeinde etwa

für den Strassenbau zuständig

sein. Sie würde auch Steuern erhe-

ben können. Diese Spezialgemein-

den sind zwar praktisch wohl nicht

so einfach umsetzbar, sie sind aber

eine gute Idee.

km: Ein Grossteil der Ausgaben,

die die Gemeinden bewältigen

müssen, sind von Bund und Kan-

ton vorgegeben. Wie können Ge-

meinden ihren finanziellen Spiel-

raum vergrössern?

Eichenberger: Zwar sind viele Aus-
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gaben, die auf die Gemeinden zu-

kommen, tatsächlich klar vordefi-

niert, aber den Gemeinen bleibt

dennoch noch ein grosser finan-

zieller Spielraum, zum Beispiel

was die Projektierung ihrer Infra-

struktur angeht. Mir fällt auf, dass

es Gemeinden gibt, die sehr teure

Schulhäuser bauen, andere sind

bescheidener. Einige Gemeinden

ziehen es vor, für viel Geld teure

Eisbahnen zu bauen, andere kau-

fen mobile Plattformen, die sie im

Winter aufstellen und im Frühjahr

wieder abbauen und die viel weni-

ger kosten. Unterschiede orte ich

auch, was den Strassenbau be-

trifft. Die einen ziehen eine kosten-

intensive Ausstattung vor, andere

nicht. Es stellt sich weiter die

Frage, ob wirklich alle Gemeinden,

die Gemeindesääle bauen, diese

brauchen. Bei der Organisation

der Polizei bleibt den Gemeinden

ein grosser Spielraum. Natürlich

gibt es Ausgaben, auf die die Ge-

meinden nur wenig Einfluss neh-

men können, zum Beispiel die So-

zialausgaben. Wobei auch hier

Möglichkeiten bestehen, Gegen-

steuer zu geben. Krippen oder Mit-

tagstische ermöglichen es zum

Beispiel Alleinerziehenden, be-

rufstätig zu sein. Einige Gemein-

den führen sehr teure Krippen und

Mittagstische, andere haben Lö-

sungen gefunden, die die öffentli-

che Hand nur wenig belasten.

km: Bei grösseren Steuereinnah-

men vergrössert sich der finan-

zielle Spielraum. Der Wettbewerb

der Gemeinden um potente Steu-

erzahler hat zugenommen. Ge-

meinden, die sich im Wachstum

befinden, sind da häufig wegen ih-

res Steuerfusses im Nachteil. Sie

müssen viel in die Infrastruktur wie

Schulhäuser investieren, gleich-

zeitig sind die neuen Einwohnerin-

nen und Einwohner häufig Fami-

lien, die gerade Wohneigentum er-

worben und sich verschuldet

haben. Sehr oft ist auch nur ein El-

ternteil berufstätig. Keine guten

Steuerzahler, also. Eine auswegs-

lose Situation?

Eichenberger: Das ist ein interes-

santes Problem. Tatsache ist, dass

es sich für Gemeinden rein finan-

ziell nicht lohnt, für Familien mit

Kindern attraktiv zu sein. Viele ar-

gumentieren, dass diese Leute

nach dem Auszug der Kinder wei-

ter in der Gemeinde verbleiben

würden, dann als gute Steuerzah-

ler, langfristig gehe die Rechnung

also auf. Das stimmt so leider auch

nicht. Wenn aber keine Gemeinde

in der Schweiz Familien mit Kin-

dern auf eigenem Gemeindegebiet

wünscht, dann haben wir ein Pro-

blem. Eine gute Lösung ist in die-

ser Frage dem Kanton Schwyz ein-

gefallen: Er zahlt einen ungebun-

denen Finanzausgleich, und zwar

erstattet er den Gemeinden pro

Kind, das auf ihrem Gemeindege-

biet lebt, einen Betrag.

km: Die Begehrlichkeiten seitens

der Bevölkerung in Bezug auf die

Infrastruktur dürften in Zukunft

eher zunehmen. Wie sollen Fi-

nanzvostände damit umgehen?

Eichenberger: Ja, die Gefahr, dass

die Einwohnerinnen und Einwoh-

ner immer mehr verlangen, wäh-

rend die Gemeinden gleichzeitig

immer weniger Geld zur Verfügung

haben, besteht tatsächlich. Die Fi-

nanzvorstände müssen deshalb

immer versuchen, bei neuen Aus-

gaben der Bevölkerung die Auswir-

kungen auf den Steuerfuss zu er-

läutern. Jede Ausgabe sollte

gleichzeitig an Steuerfusserhö-

hung gekoppelt sein. Heute ist es

doch so, dass sich jede Interessen-

tengruppe ihre Beute holt, dass

keiner einen Anreiz hat, zu sparen.

Es braucht in den Gemeinden da-

rum Personen, die sich für weniger

Ausgaben einsetzen. Hier sehe ich

die Rolle der Rechnungsprüfungs-

kommission. 

km: Ein Grund dafür, dass die Be-

völkerung häufig einem Sparkurs

der Gemeinden abgeneigt ist, ist

die Tatsache, dass eine Steuer-

fusserhöhung nicht allen Einwoh-

nerinnen und Einwohnern weh tut. 

Eichenberger: Ich bin klar dage-

gen, dass man einen Teil der Be-

völkerung aus der Steuerpflicht

entlässt, ich würde es begrüssen,

wenn über das ganze Einkom-

mensspektrum Steuern erhoben

würden. Gut wäre es, die Steuer-

sätze an die Sozialhilfesätze zu

koppeln. Bei einem tiefen Steuer-

fuss würde es dann mehr Geld ge-

ben, bei einem hohen weniger.

Dass eine solche Regelung mög-

lich ist, dafür sollen sich die Ge-

meinden bei Bund und Kanton

einsetzen. 

km: Die Autonomie der Gemein-

den in Sachen Finanzen sind

gross. Braucht es mehr kantonale

Kontrollen?

Eichenberger: Bei Gemeinderech-

nungen kann einiges verdunkelt

werden, wie das Beispiel Leuker-

bad zeigt. Ich finde es aber keine

gute Idee, die Verantwortung auf

den Kanton abzuschieben. Dieser

könnte ja im Falle eines Debakels

eingeklagt werden. Vielmehr sollen

die Gemeinden ihre Rechnungen

durch externe, unabhängige

Rechnungsexperten prüfen las-

sen. Die Finanzhoheit soll bei den

Gemeinden bleiben. n
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